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Einleitung

Das Thema hat eine vielschichtige Diskussion
ausgelöst, die ich mich nicht in der Lage sehe, in 20
Minuten zusammenzufassen. Ich möchte vielmehr
den Schwerpunkt in einem Segment setzen, das in
meiner Wahrnehmung in der breiten Diskussion eher
zu kurz kommt, nämlich: In welchem Ordnungsrah-
men kann Corporate Social Responsibility (CSR) eine
positive Wirkung entfalten. Dieses möchte ich in
sieben Thesen komprimieren, um mich dann noch ab-
schließend zu der speziellen Problematik in Krisen-
und Konfliktregionen zu äußern.

7 Thesen

1. Globalisierung schafft eine Lücke an Standards
und Normen. Dies liegt an der asymmetrischen
Globalisierungsdynamik. Während der Informati-
onsfluss an Menge und Geschwindigkeit ein gewal-
tiges Verbreitungswachstum aufweist, die Mobili-
tät von Kapital ebenfalls dynamisch wächst, aber
doch um eine Größenordnung kleiner, passt sich
der Ordnungsrahmen, den Marktwirtschaft
braucht, um effizient wirken zu können, nur sehr
langsam dieser Verdichtung internationaler Aktivi-
täten an. Ein Ordnungsrahmen wird insbesondere
dafür benötigt, um – in ökonomischer Termino-
logie gesprochen – die Externalisierung von Kosten
und damit Fehlinformationen des Marktes – ein-
zudämmen. Wenn dies nicht gelingt, wird Raub-
bau an Ressourcen betrieben (Beispiel: systemati-
scher Transfer von Umweltbelastungen nach Russ-
land, aber auch Kinderarbeit in
Entwicklungsländern). Der gewachsenen Dichte an
internationaler Wirtschaftstransaktionen ist keine
vergleichbare Dichte an ordnungspolitischer Ein-
rahmung, wie sie in effizienten nationalen Markt-
wirtschaften besteht, gefolgt.

2. Es gibt prinzipiell zwei Ansätze, um Normen und
Standards zu etablieren: Ethik und Ord-
nungspolitik. Unter Ethik verstehe ich (zu diesem
Zweck) ein Bündel von Normen, deren Nichtein-
haltung nicht, oder bestenfalls nur durch gesell-
schaftliche Ächtung, sanktioniert wird. Ordnungs-
politik etabliert dagegen rechtlich verpflichtende
Normen, deren Einhaltung mit rechtsstaatlichen
Mitteln kontrolliert und durchgesetzt werden. Aus
der nationalen Erfahrung wissen wir, dass wir

beides brauchen. Beispiel Mülltrennung: Ohne
einen ethischen Konsens wäre Mülltrennung nicht
durchführbar, der Zwang gegen die positive Ein-
sicht der Gesellschaft würde einen Kontrollauf-
wand erfordern, der nicht akzeptiert würde. Ohne
ordnungsrechtliche Regelung würde wiederum
keine ausreichende Verbreitung des Konzepts statt-
finden. Wir wissen auch aus der nationalen Erfah-
rung, dass Ethik als Ordnungsprinzip in einem
homogenen Umfeld eine stärkere Bindungswir-
kung hat als in einem heterogenen und anonymen.

3. Bei der Ausfüllung des Defizits an internationalen
Regelwerken besteht die Gefahr, mangels Alterna-
tiven westliche Regelwerke global zu übertragen
(WTO, IWF). Hier mag im ordnungsrechtlichen
Bereich auf Grund von Effizienzkriterien und
Verteilungsoptionen wenig überzeugende andere
Wahlmöglichkeiten  bestehen. Dies gilt gewiss
nicht für ethische Normen. Hier bilden kulturel-
le/religiöse Unterschiede eine Kraft, die nicht über-
gangen werden dürfen. Aus diesem Grund ist
wichtig, so weit nicht unterschiedliche Wertsy-
steme vorgegeben sind, Werte von universeller
Gültigkeit zu identifizieren und Überzeugungs-
arbeit zu leisten, dass diese Werte auch Eingang in
ein globales Regelwerk finden. Aus meiner Sicht
gibt es drei Werte, die interkulturelle Gültigkeit
haben und deshalb eine verstärkte Verankerung in
einem globalen Regelwerk verdienten (Dies ist als
Diskussionsanstoß und nicht im verabsolutierten
Sinne gemeint):

– Menschenrechte in der Charta der Vereinten Na-
tionen verankert, in ihrer Universalität erst
nach und nach akzeptiert;
– Nachhaltigkeit, politisch erst seit den 1980er
Jahren (Brundtland-Kommission) auf der inter-
nationalen Agenda, doch interkulturell stärker
verankert als Menschenrechte. Unter Nachhal-
tigkeit fällt auch die Ächtung von Kinderarbeit,
durch die eine Gesellschaft auf Kosten ihrer ei-
genen Zukunft lebt;
– Ächtung von Korruption; in allen Kulturen gibt
es einen Konsens, dass Korruption Gesell-
schaften in der Tendenz zerstört. Gerade in den
am meisten betroffenen Regionen werden Re-
gimestürze häufig mit dem Kampf gegen Kor-
ruption begründet.

Es wäre viel erreicht, wenn diese Werte weltweit
als gemeinsam und universell verankert würden
und ihre Umsetzung ein selbstverständlicher
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Bestandteil von Entwicklungspolitik und der
Schaffung internationaler Regelwerke wäre.

4. Unternehmen sind keine „non profit institutions“,
als deren oberstes Ziel die Durchsetzung von Wer-
ten erklärt wird, wie dies wertorientierte NGOs tun
können. Die gesellschaftliche Funktion von Unter-
nehmen besteht besonders darin,

– Arbeitsplätze zu schaffen und zu erhalten
– Sozialprodukt zu mehren, weil dies Optionen
für Wohlstandsmehrung schafft (allerdings nur
innerhalb eines entsprechenden Ordnungsrah-
men)
– Steuern zu zahlen, um dem öffentlichen Sek-
tor Mittel für seine Aufgaben zu verschaffen.

Damit sie dies tun können, sollte man ihnen ihr
eigenes Zielbündel belassen, nämlich

– Gewinne zu erwirtschaften
– langfristige Wettbewerbsfähigkeit zu erhalten
– das eigene Ansehen zu mehren

Die Komponenten dieses Zielbündels stehen teil-
weise in Konkurrenz zueinander: langfristige
Wettbewerbsfähigkeit kann durchaus zu Lasten
kurzfristigen Gewinns gehen, oder das eigene
Ansehen zu mehren, kann ebenfalls eine Gewinn-
reduzierung zur Folge haben. Hier kann das Be-
mühen einsetzen, Unternehmen zu überzeugen,
freiwillig Normen einzuhalten. Selbst wenn dies
mit Gewinneinbußen verbunden ist, kann es die
anderen Ziele des Zielbündels bedienen.

5. Wenn die Normen allein durch die ethische
Komponente und nicht durch Ordnungspolitik
durchgesetzt werden sollen, kann dies bei einer
Überdehnung zu kontraproduktiven Effekten
führen, wie sie sich im klassischen prisoner’s
dilemma erweisen: Wenn sich alle an die Normen
halten, bedeutet dies für alle das Optimum, wenn
aber sich einer daran hält, der andere aber aus-
schert, steht derjenige, der ausschert, besser da, als
derjenige der sich an die Norm hält. Im Falle der
Zahlung von Bestechungsgeldern ist dies deutlich
erkennbar. Gut gehende Unternehmen haben
einen Spielraum, um solche Wettbewerbsrisiken in
Kauf zu nehmen und gegebenenfalls Gewinnredu-
zierungen zu verkraften, aber dieser Spielraum ist
endlich, während der Bedarf nach Standards fast
unbegrenzt ist. Der schlechteste aller Effekte wäre,
wenn diejenigen, die sich die Normen zu eigen
machen, nicht mehr wettbewerbsfähig wären und
aus dem Markt fielen.

6. Deshalb ist dringend geboten, an Stelle eines in
viele Details gehenden Wunschkatalogs (das Green
Paper der EU „Promoting a European framework
for CSR“ tendiert in diese Richtung) sehr genau zu
definieren, welche Normen in einen freiwilligen
Rahmen gegossen und welche ordnungspolitisch
geregelt werden müssen. Auf keinen Fall darf sein,
dass ordnungspolitisch keine Anstrengungen
gemacht werden, nur weil mit CSR ein Instrument
gefunden wurde, mit dessen Hilfe Fortschritte
erzielt werden können. CSR und ordnungspoliti-
sche Maßnahmen sind kommunizierende Röhren.
Defizite auf der einen Seite wirken sich auf die
andere aus. Wenn zum Beispiel der Bereich „Kor-
ruption“ erfolgreich nur ordnungspolitisch zu
lösen ist (dieses Thema taucht z.B. im global com-
pact nicht auf), alle Anstrengungen aber auf den
CSR-Bereich verlagert werden, kann eintreten, dass
Korruption alle Anstrengungen im CSR-Bereich
zunichte machen. Fortschritte im Bereich Ord-
nungspolitik zu machen, ist mühsam, aber mög-
lich (siehe die großen Umweltabkommen).

7. Fortschritte im ethischen Bereich (CSR und
vergleichbare Prozesse) sind vor allem dort mög-
lich, wo das Ansehen von Unternehmen auch an
ihrem Stammsitz tangiert ist, wenn Verstöße
bekannt werden. Deshalb ist das Monitoring ex-
trem wichtig. Hier ergibt sich eine wichtige Funk-
tion von NGOs, deren Monitoring-Standards selbst,
wenn sie zum Nutzen des CSR-Prozesses sein sol-
len, klar definiert und überprüfbar sein müssten.
Fortschritte im ethischen Bereich sind am wenig-
sten zu erwarten, wo den Unternehmen gravie-
rende Wettbewerbsnachteile bei Einhaltung der
Norm gegenüber solchen, welche die Norm nicht
einhalten, widerfahren. Dies trifft in besonderem
Maße auf den Korruptionsbereich zu. Wirksame
Interventionen in diesem Bereich muss auf „good
governance“ abzielen. Ein erfolgreiches Einwirken
auf die Governance-Strukturen erfordert ein Instru-
mentarium, wie es nur Staaten und Staatenge-
meinschaften zur Verfügung steht. Um so mehr
trifft die Regierungen die Verantwortung, diese
Instrumente auch zum Einsatz zu bringen, wobei
die Einwirkung über multilaterale Institutionen in
der Regel weniger Empfindlichkeiten wegen „Ein-
mischung in innere Angelegenheiten“ auslösen.
Deshalb sollte mehr Energie darauf verwendet
werden, in multilateralen Institutionen, insbeson-
dere den VN, Governance-Standards zu entwickeln
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und diese Standards als Grundlage von Entwick-
lungspolitik zu konditionieren.

Krisen- und Konfliktregionen

Einerseits ist offensichtlich, dass (multinationale)
Unternehmen in Krisen- und Konfliktregionen eine
besondere Verantwortung tragen, um insbesondere
durch ihre Tätigkeit nicht konfliktverschärfend
sondern –dämpfend zu wirken. Insofern ist wichtig,
dass sie bezüglich der Einhaltung von Menschenrech-
ten, der Nachhaltigkeit und der Nichtbeteiligung an
korruptiven Aktivitäten  hohe Standards einhalten.
Andererseits sind Krisenregionen häufig solche, in
denen wirtschaftliche Aktivitäten in hohem Maße mit
krimineller Energie vorangetrieben werden, und zwar
unabhängig von der Tätigkeit multinationaler
Unternehmen. Dies gilt für die Bereiche Drogen- und
Waffenhandel, Geldwäsche, aber auch Warlordism
einschließlich der Inbesitznahme von Diamantenmi-
nen und des Aufbaus eines Diamantenhandels. Regio-
nen, in denen sich solche Aktivitäten massiv etabliert
haben, leiden auf Grund dieser Entwicklung unter bad
governance-Strukturen. Die häufigste Reaktion von
multinationalen Unternehmen ist keineswegs, dass sie
aus der fehlenden Ordnungspolitik

wirtschaftlichen Nutzen für sich ziehen, vielmehr,
dass sie sich aus der Region zurückziehen, bzw. ihre
Aktivitäten auf ein Minimum reduzieren, wodurch
das Grundproblem einer mangelnden Kapitalaus-
stattung in der Region verschärft wird. Umgekehrt
kann nicht erwartet werden, dass multinationale
Unternehmen in Krisen- und Konfliktregionen
wirksame ordnungspolitische Zeichen setzen. Es sollte
deshalb keine hohen Erwartungen an solche Unter-
nehmen gerichtet werden, wenn es in Wirklichkeit
um den Kampf gegen bad governance Strukturen geht.

Da jedoch Kapitaltransfer auch in Krisenregionen
(zum Beispiel dem post-jugoslawischen Raum) eine
wichtige Voraussetzung für eine Wohlstandsperspek-
tive bildet, ist von großer Bedeutung, dass die
Etablierung rechtsstaatlicher Strukturen, wie zum
Beispiel die Einführung und Anwendung des
Energiechartavertrages mit Geduld und Hartnäckig-
keit vorangetrieben wird. International einklagbare
Verträge sind zwar keine Garantie für rechtsstaatliche
Strukturen, doch helfen sie, diese zu verankern und
Verstöße international offenzulegen. Krisenregionen
wie der Balkan, Kaukasus, Zentralasien oder die
Golfregionen werden nur durch eine Kombination von
sticks (internationale Anprangerung von Vertragsver-
letzungen) und carrots (Kapitalimport) auf einen
governance Pfad gebracht werden können, der
langfristig in die richtige Richtung weist.


